
KOMPETENZEN ZWISCHEN BUND, 
LÄNDERN UND KOMMUNEN

Wir wollen Aufstieg durch Bildung für alle möglich machen 
und bekennen uns dabei zum bewährten Bildungsföderalis-
mus. — (Seite 75)

Wir wollen bundesweite Bildungskompetenzzentren mit 
dem Ziel aufbauen, lehrerbildende Hochschulen, Forschungs-
institute und Lehrerfortbildungseinrichtungen in den Ländern 
zu vernetzen und Erkenntnisse der Bildungsforschung direkt 
für Lehrerbildung praktisch nutzbar zu machen. Die erfolg-
reich etablierte Qualitätsoffensive Lehrerbildung soll, was die 
Inhalte betrifft, weiterentwickelt werden. — (Seite 81)

CDU / CSU � www.ein-guter-plan-fuer-deutschland.de

Der Grundsatz der gleichwertigen Lebensverhältnisse ist für 
uns bei der Weiterentwicklung der Bund-Länder-Zusammen-
arbeit maßgebend, damit Kinder und Jugendliche aus 
wirtschaftlich benachteiligten Familien nicht alleine gelassen 
werden. Die Mittel von Bund und Ländern müssen durch die 
zusätzliche Einführung von Sozialkriterien da ankommen, wo 
sie am dringendsten gebraucht werden. — (Seite 41)

Den Lernort Berufsschule werden wird stärken, vor allem im 
ländlichen Raum und in strukturschwachen Regionen. Dafür 
schließen wir einen Pakt für berufsbildende Schulen von Bund, 
Ländern und Schulträgern zusammen mit den Sozialpartnern. 
— (Seite 31)

SPD� www.spd.de/zukunftsprogramm

Unser Ziel ist ein Bildungssystem, das überall und für alle 
gute Ausgangsbedingungen für eine gebührenfreie, zukunfts-
gerichtete und inklusive Bildung sichert und unabhängig von 
Geschlecht, Herkunft, Aufenthaltstitel oder Behinderungen 
gleiche und gerechte Chancen garantiert. Für notwendige 
Maßnahmen braucht es einerseits eine ausreichende finan-
zielle Ausstattung der Länder, andererseits wollen wir die 
Zusammenarbeit zwischen Bund, Ländern und Kommunen 
verfassungsrechtlich absichern. So sollen Schulen zu Orten 
werden, die – verankert in der Nachbarschaft – auf die Ent-
wicklung der jeweiligen Potenziale der Kinder ausgerichtet 
sind. Schulen brauchen dafür eigene Entscheidungs-
spielräume. Grundlage all dessen ist jedoch eine kluge, 
vorausschauende, mehr Flexibilität ermöglichende Bildungs-
finanzierung, vor allem in den Grundschulen und KiTas, da 
hier die Basis gelegt wird. In Abstimmung mit den Ländern 
setzen wir uns für moderne, nachhaltige und einheitlichere 
Bildungsziele und die Umsetzung des grundgesetzlich ver-
brieften Sonderungsverbots ein. — (Seite 149 – 150)

Bündnis 90 / Die Grünen� www.gruene.de/programm

Wir Freie Demokraten fordern bundesweite Abschluss-
prüfungen für die Mittlere Reife und das Abitur sowie qualitativ 
hochwertige Bildungsstandards. Wir brauchen mehr Innova-
tionen und Qualitätssicherung durch Vergleichbarkeit in der 
Bildung. Wir fordern eine Reform des Bildungsföderalismus und 
eine Grundgesetzänderung, damit Bund und Länder zusammen 
für die Sicherstellung der Qualität, die Leistungsfähigkeit und 
die Weiterentwicklung des Bildungswesens wirken können. 
Wir leisten uns 16 verschiedene Schulsysteme, Lehrpläne und 
Prüfungsordnungen, stellen aber nicht sicher, dass die Schul-
bildung deutschlandweit die höchste Qualität hat. Wir wollen 
zukunftssichere Schulen, in denen die besten Arbeitsmöglich-
keiten fürs Lehren und Lernen zur Verfügung stehen. — (Seite 13)

Wir Freie Demokraten wollen die Autonomie der Schulen 
stärken und den Schulen mehr pädagogische, personelle und 
finanzielle Freiheiten geben. Jede Schule soll ein eigenes Budget 
erhalten, über dessen Verwendung sie autonom entscheidet. 
Im Rahmen der Schulautonomie kann der Unterricht zum 
Beispiel in einem modularen System organisiert und so indi-
viduell auf die einzelne Schülerin oder den einzelnen Schüler 
zugeschnitten werden. Zugleich erhalten die Schülerinnen und 
Schüler dadurch eine größere Wahlfreiheit und die Schule kann 
den unterschiedlichen Leistungsniveaus der Schülerinnen und 
Schüler individueller gerecht werden. Ebenso soll dadurch ein 
Unterricht in fächerübergreifenden Projekten besser möglich 
gemacht werden. Auch Personalentscheidungen und die Aus-
wahl der Lehrmittel trifft die Schule vor Ort. Für Schulen in freier 
Trägerschaft fordern wir gleichwertige Unterstützung. — (Seite 13)

FDP� www.fdp.de/nie-gab-es-mehr-zu-tun

Unter dem Blickwinkel der Chancengerechtigkeit 
hat sich die Wübben Stiftung die für sie relevanten 
Parteiprogramme zur kommenden Bundestagswahl 
angeschaut. Wie reagieren die Parteien mit ihren 
Vorschlägen zur Bildungspolitik auf die Folgen der 

Pandemie, wie wollen sie Schulen und insbesondere 
Schulen in sozioökonomisch schwierigen Lagen unter­
stützen und wie sehen sie das Verhältnis von Bund und 
Ländern in diesem Bereich? Wir zitieren in der nach­
folgenden Übersicht wörtlich aus den Programmen:
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